
Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 7. März 2013 
(Vorabentscheidungsersuchen des First-tier Tribunal (Tax 
Chamber) — Vereinigtes Königreich) — Wheels Common 
Investment Fund Trustees Ltd u. a./Commissioners for Her 

Majesty's Revenue and Customs 

(Rechtssache C-424/11) ( 1 ) 

(Mehrwertsteuer — Richtlinie 77/388/EWG — Befreiung der 
Verwaltung von Sondervermögen — Umfang — Betriebliche 

Altersversorgungssysteme) 

(2013/C 123/06) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

First-tier Tribunal (Tax Chamber) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: Wheels Common Investment Fund Trustees Ltd, 
National Association of Pension Funds Ltd, Ford Pension Fund 
Trustees Ltd, Ford Salaried Pension Fund Trustees Ltd, Ford 
Pension Scheme for Senior Staff Trustee Ltd 

Beklagter: Commissioners for Her Majesty's Revenue and Cus
toms 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — First-tier Tribunal (Tax Cham
ber) — Auslegung von Art. 13 Teil B Buchst. d Nr. 6 der 
Richtlinie 77/388/EWG: Sechste Richtlinie des Rates vom 
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehr
wertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungs
grundlage (ABl. L 145, S. 1) — Auslegung von Art. 135 Abs. 
1 Buchst. g der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 
28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersys
tem (ABl. L 347, S. 1) — Befreiungen — Umfang der Befreiung 
der Verwaltung von Sondervermögen durch Kapitalanlagegesell
schaften — Einbeziehung der betrieblichen Altersversorgungs
systeme 

Tenor 

Art. 13 Teil B Buchst. d Nr. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG 
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemeinsames 
Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemessungsgrund
lage und Art. 135 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/112/EG 
des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame Mehrwert
steuersystem sind in dem Sinne auszulegen, dass ein Investmentfonds, 
in dem das Kapitalvermögen eines Altersversorgungssystems zusam
mengeführt wird, nicht unter den Begriff „Sondervermögen“ im Sinne 
dieser Bestimmungen fällt, dessen Verwaltung in Anbetracht der Ziele 
dieser Richtlinien und des Grundsatzes der steuerlichen Neutralität von 
der Mehrwertsteuer befreit werden kann, da die Mitglieder nicht die 

mit der Verwaltung dieses Fonds zusammenhängenden Risiken tragen 
und die Beiträge, die der Arbeitgeber an das Altersversorgungsystem 
zahlt, für ihn ein Mittel darstellen, seinen gesetzlichen Verpflichtungen 
gegenüber seinen Angestellten nachzukommen. 

( 1 ) ABl. C 311 vom 22.10.2011. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 7. März 2013 
(Vorabentscheidungsersuchen der Cour d'appel de 
Bruxelles — Belgien) — DKV Belgium/Association belge 

des consommateurs test-achats ASBL 

(Rechtssache C-577/11) ( 1 ) 

(Freier Dienstleistungsverkehr — Niederlassungsfreiheit — 
Richtlinien 73/239/EWG und 92/49/EWG — Direktversiche
rung mit Ausnahme der Lebensversicherung — Tariffreiheit 
— Krankenversicherungsverträge, die nicht mit einer Berufs
tätigkeit zusammenhängen — Beschränkungen — Zwingende 

Gründe des Allgemeininteresses) 

(2013/C 123/07) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour d'appel de Bruxelles 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: DKV Belgium 

Beklagte: Association belge des consommateurs test-achats ASBL 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Cour d'appel de Bruxelles — 
Auslegung von Art. 49 und 56 AEUV, Art. 29 Abs. 2 
und 39 Abs. 3 der Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 
18. Juni 1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs
vorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme der Le
bensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 
73/239/EWG und 88/357/EWG (Dritte Richtlinie Schadenver
sicherung) (ABl. L 228, S. 1) und Art. 8 Abs. 3 der Richtlinie 
73/239/EWG des Rates vom 24. Juli 1973 zur Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften betreffend die Auf
nahme und Ausübung der Tätigkeit der Direktversicherung 
(mit Ausnahme der Lebensversicherung) (ABl. L 228, S. 3) — 
Nationale Regelung, nach der die Prämie, die Selbstbeteiligung 
und die Leistung im Rahmen von Krankenversicherungsverträ
gen, die nicht mit einer Berufstätigkeit zusammenhängen, nur 
einmal im Jahr auf der Grundlage besonderer Kriterien ange
passt werden können — Regelung der vorherigen Genehmigung 
der Tarife — Beschränkung der Grundsätze der Niederlassungs
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs — Zwingende 
Gründe des Allgemeininteresses
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Tenor 

Die Art. 29 und 39 Abs. 2 und 3 der Richtlinie 92/49/EWG des 
Rates vom 18. Juni 1992 zur Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften für die Direktversicherung (mit Ausnahme 
der Lebensversicherung) sowie zur Änderung der Richtlinien 
73/239/EWG und 88/357/EWG (Dritte Richtlinie Schadenversiche
rung) und Art. 8 Abs. 3 der Ersten Richtlinie 73/239/EWG des 
Rates vom 24. Juli 1973 zur Koordinierung der Rechts- und Ver
waltungsvorschriften betreffend die Aufnahme und Ausübung der Tä
tigkeit der Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) 
in der durch die Richtlinie 92/49 geänderten Fassung sind dahin 
auszulegen, dass sie einer mitgliedstaatlichen Regelung nicht entgegen
stehen, die für nicht mit einer Berufstätigkeit zusammenhängende 
Krankenversicherungsverträge Bestimmungen vorsieht, wonach jährlich 
die Prämie, die Selbstbeteiligung und die Leistung nur 

— auf der Grundlage des Verbraucherpreisindexes oder 

— auf der Grundlage eines sogenannten „medizinischen“ Indexes, falls 
und soweit die Entwicklung dieses Indexes die des Verbraucher
preisindexes übersteigt, oder 

— nach Einholung der Genehmigung einer mit der Kontrolle der 
Versicherungsunternehmen betrauten Verwaltungsbehörde auf An
trag des betreffenden Versicherungsunternehmens angepasst werden 
können, wenn diese Behörde feststellt, dass die Anwendung des 
Tarifs dieses Unternehmens trotz der auf der Grundlage dieser 
beiden Indextypen errechneten Tarifanpassungen zu Verlusten führt 
oder führen kann. 

Die Art. 49 AEUV und 56 AEUV sind dahin auszulegen, dass sie 
einer solchen Regelung nicht entgegenstehen, sofern es keine weniger 
einschneidende Maßnahme gibt, durch die das Ziel, den Verbraucher 
gegen erhebliche und unerwartete Erhöhungen der Versicherungsprä
mien zu schützen, unter denselben Bedingungen erreicht werden kann; 
dies zu prüfen, ist Sache des vorlegenden Gerichts. 

( 1 ) ABl. C 32 vom 4.2.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 7. März 2013 
(Vorabentscheidungsersuchen des High Court of Justice 
(Chancery Division) — Vereinigtes Königreich) — ITV 

Broadcasting Limited u. a./TV Catch Up Limited 

(Rechtssache C-607/11) ( 1 ) 

(Richtlinie 2001/29/EG — Art. 3 Abs. 1 — Verbreitung von 
Sendungen kommerzieller Fernsehsender durch Dritte über 

Internet — „Livestreaming“ — Öffentliche Wiedergabe) 

(2013/C 123/08) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice (Chancery Division) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerinnen: ITV Broadcasting Limited, ITV 2 Ltd, ITV Digital 
Channels Ltd, Channel 4 Television Corporation, 4 Ventures 
Ltd, Channel 5 Broadcasting Ltd, ITV Studios Ltd 

Beklagte: TV Catch Up Limited 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — High Court of Justice (Chancery 
Division) — Auslegung von Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 
2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des 
Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informa
tionsgesellschaft (ABl. L 167, S. 10) — Begriff „öffentliche Wie
dergabe“ — Von den Rechteinhabern erteilte Genehmigung für 
die Fernsehausstrahlung ihrer Werke über das frei zugängliche 
terrestrische Netz entweder im gesamten Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats oder innerhalb eines geografischen Gebiets in ei
nem Mitgliedstaat — Für individuelle Abonnenten, die Rund
funk- und Fernsehgebühren zahlen und die Sendungen daher 
live im Wege eines Videostreamings über das Internet empfan
gen können, von einem dritten Sendeunternehmen gewährleis
tete laufende Ausstrahlung 

Tenor 

1. Der Begriff „öffentliche Wiedergabe“ im Sinne von Art. 3 Abs. 1 
der Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 22. Mai 2001 zur Harmonisierung bestimmter As
pekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der 
Informationsgesellschaft ist dahin auszulegen, dass er einer Wei
terverbreitung der in eine terrestrische Fernsehsendung integrierten 
Werke erfasst, 

— die von einer anderen Einrichtung als dem ursprünglichen 
Sendeunternehmen 

— mittels eines Internetstreamings vorgenommen wird, das den 
Abonnenten dieser Einrichtung zugänglich gemacht wird, die 
diese Weiterverbreitung dadurch empfangen können, dass sie 
sich mit dem Server dieser Einrichtung verbinden, 

— obwohl sich diese Abonnenten im Sendegebiet dieser terrestri
schen Fernsehsendung befinden und diese rechtmäßig mittels 
eines Empfangsgeräts empfangen können. 

2. Die Antwort auf die erste Frage wird nicht dadurch beeinflusst, 
dass eine Weiterverbreitung der im Ausgangsverfahren fraglichen 
Art durch Werbung finanziert wird und auf diese Weise Erwerbs
zwecken dient. 

3. Die Antwort auf die erste Frage wird nicht dadurch beeinflusst, 
dass eine Weiterverbreitung der im Ausgangsverfahren in Rede 
stehenden Art durch eine Einrichtung erfolgt, die mit dem ur
sprünglichen Sendeunternehmen in unmittelbarem Wettbewerb 
steht. 

( 1 ) ABl. C 65 vom 3.3.2012.
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